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Kitas im Fokus: Neues Gesetz setzt auf
Fachkräfte statt Gebührenentlastung

Bundesgeld für Kitas soll künftig vorrangig in die
Fachkräftegewinnung fließen. Elternentlastung durch

Gebühren bleibt unberührt.

In einer bedeutenden Wende für die frühkindliche Bildung in
Deutschland ist geplant, dass die Länder künftig die
Bundeshilfen zur Kita-Förderung vorwiegend verwenden, um
qualifiziertes Personal zu gewinnen und zu halten. Nach
Informationen aus einem neuen Papier, das der Deutschen
Presse-Agentur zugänglich gemacht wurde, wird es ab 2025 den
Ländern nicht mehr erlaubt sein, die Milliardenhilfe zu nutzen,
um die Gebühren für Eltern zu senken.

Fachkräftemangel in Kitas: Ein drängendes
Problem

Die Frage der Fachkräfte in Kitas ist von zentraler Bedeutung, da
deutschlandweit die Schätzung von bis zu 90.000 fehlenden
Erziehern bis 2030 alarmierende Dimensionen annimmt. Dies
wird durch einen kürzlich veröffentlichten Kita-Bericht des
Paritätischen Wohlfahrtsverbands unterstützt, der sogar von bis
zu 125.000 fehlenden Fachkräften im gesamten Bereich der
Kinderbetreuung spricht. Der Mangel an Fachkräften gefährdet
nicht nur die Qualität der Erziehung, sondern auch die
Chancengleichheit der Kinder.

Ziele der neuen Gesetzgebung

Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Grüne) bekräftigte, dass die



neue Regelung darauf abzielt, die Qualität in den Schulen im
Fokus zu haben, wobei speziell die Ausbildung und Bindung von
Fachpersonal Priorität hat. Die Wichtigkeit von Investitionen in
die frühkindliche Bildung wird als zentral angesehen, um die
Bildungschancen für Kinder zu verbessern. Paus stellte fest, dass
die Notwendigkeit für gleichwertige Standards in allen Kitas von
größter Bedeutung ist.

Finanzielle Rahmenbedingungen der Kita-
Förderung

Der Gesetzesentwurf wird voraussichtlich in den kommenden
Wochen vom Kabinett diskutiert, und die Umsetzung wird für
den 1. Januar 2025 geplant. Eine Übergangsfrist von sechs
Monaten soll sicherstellen, dass bestehende finanzielle
Regelungen zur Gebührenregelung bis zur endgültigen
Gesetzesänderung weiterhin gelten. Das Ministerium hat jedoch
klargestellt, dass es nicht mit einem Anstieg der Kita-Gebühren
rechnet, da die Länder weiterhin die Möglichkeit haben, Eltern
über eigene Landesmittel zu entlasten.

Ein langfristiger Blick auf die Kitalandschaft

In den vergangenen Jahren hat der Bund bereits erhebliche
Mittel in die Kinderbetreuung investiert, mit einem
Gesamtbetrag von vier Milliarden Euro sowohl in der
Vergangenheit als auch in Aussicht auf weitere vier Milliarden
Euro in den Jahren 2025 und 2026. Diese Investitionen sind ein
Schritt in die richtige Richtung, um die gegenwärtigen
Herausforderungen im Bereich der frühkindlichen Bildung zu
meistern und ein qualitatives Bildungserlebnis zu gewährleisten.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die anstehende
Gesetzesänderung eine wegweisende Rolle im deutschen
Bildungssystem spielen wird. Es bleibt abzuwarten, wie die
Länder die Herausforderungen des Fachkräftemangels angehen
werden und inwiefern die neuen Vorschriften den gewünschten



Einfluss auf die Qualität der frühkindlichen Bildung haben
können.
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